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Zusammenstellung 

der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 1. Halbjahr des Rechnungsjahres 1959 
im Betrage von 10 000 DM und darüber 




An über- und 



Haushai t.s- 

*] außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 


Tit. 

1959 

gabemittein sind 

Begründung 



zu gewiesen 



DM 

DM 


06 08 


Einzelplan 06 - 

j *) 182 000,— 1 

— Bundesminister des Innern — 

Fertigstellung des Dienstgebäudes in Wiesbaden, Strese- 


apl. 710 


mannring 11 


Die Mehrausgabe ist bestimmt zur 

a) Erweiterung des Parkplatzes auf Grund 

der Reichsgaragenordnung mit ca. 143 500 DM 

b) Schaffung von Notabgängen von der 
Feuertreppe des Hauptgebäudes auf Grund 
einer Forderung der Berufsfeuerwehr der 

Stadt Wiesbaden mit ca. 38 500 DM. 


Diese gesetzlich bzw. baupolizeilich unabweisbaren Maß- 
nahmen sollten ursprünglich aus Ersparnissen des bei 
Kap. 06 08 Tit, 710 aus dem Rechnungsjahr 1955 noch im 
Rechnungsjahr 1958 letztmalig zur Verfügung stehenden 
Ausgaberesten durchgeführt werden. Durch Verzögerungen 
konnte der am Ende des Rechnungsjahres 1958 verfallene 
Ausgaberest in Höhe von 757 395,25 DM gemäß § 30 Abs. 1 
RHO nicht mehr in Anspruch genommen werden. 

Diese Entwicklung war bei Aufstellung des Haushaltsvor- 
anschlags für das Rechnungsjahr 1959 nicht vorherzusehen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans. 


07 01 
204 


29 000,— 


Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 


65 000,— 


Unterhaltung der Gebäude 

Im Laufe der Heizperiode 1958/59 hatte die 49 Jahre alte 
Heizkesselanlage des Bundesministeriums der Justiz einen 
Zustand erreicht, der nach einem Gutachten der Bundesbau- 
direktion — Außenstelle Bonn — für die Heizperiode 1959/60 
den Ausfall der Anlage auch dann befürchten ließ, wenn 
sie — wie in den Vorjahren — überholt worden wäre. Es 
war unwirtschaftlich, die Anlage wieder instand zu setzen, 
weil die erforderlichen Ersatzteile nur mit unverhältnismäßig 
hohen Kosten zu beschaffen gewesen wären. Um die Wärme- 
versorgung sicherzustellen und damit den Dienstbetrieb 
aufrechtzuerhalten, mußte eine neue Kesselanlage nach den 
hierfür geltenden Richtlinien des Bundes eingerichtet werden. 

Die dadurch entstandenen unvorhergesehenen Kosten konn- 
ten aus den vorhandenen Mitteln nicht gedeckt werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans. 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

fit. 

1959 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 



Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

08 04 I — ; *) 18 000, — Darlehen an die Deutsche Bundesbahn zur Errichtung einer 

apL YlB I UnterkunftS“ und Abfertigungsbaracke für die Grenzkontroll- 

' stelle auf dem Bahnhof Bebra, Restbetrag [1958: Tit. 738 (2)] 

j I Die Bundesbahndirektion Kassel hat nach der gesetzlichen 

Feststellung des Haushalts 1958 berichtigte Bauunterlagen 
vorgelegt, nach denen die von der Zollverwaltung darlehns- 
I weise zur Verfügung zu stellenden Mittel für die Errichtung 
i ! der Baracke auf dem Bahnhof Bebra 78 000 DM betragen. 

i Gegenüber der Bewilligung bei Kap. 08 04 Tit. 738 (2) 1958 

, von 60 000 DM sind Mehraufwendungen von 18 000 DM un- 
, I abweisbar und unaufschiebbar notwendig, um den unzuläng- 

, liehen und unwürdigen Unterkunftsverhältnissen der Zoll- 
i ; Verwaltung auf dem Zonenbahnhof abzuhelfen. 

I Einsparung innerhalb des Einzelplans. 


10 11 
901 


I 


12 _ 02 _ 

626 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


18 000,—- 


24 120,— 


Zuweisung zur Kapitalausstattung des Versuchsgutes 
Schaedtbek 


Restfinanzierung der Instandsetzungskosten für einen rd. 
1,8 km langen Zufahrtsweg zum Versuchsgut Schaedtbek. 
Der Weg befindet sich in einem sehr schlechten Zustand 
und mußte zur Vermeidung von Gefahren für Fahrzeuge 
! und Menschen dringend instand gesetzt werden. 


Die Ausgabe kam unvorhergesehen, weil erst nach langen 
Verhandlungen die Kostenfrage geklärt werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 606. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


j 

I 


2 907 171,80 I Zuschuß an die Deutsche Lufthansa AG, Köln, zur Abgeltung 
I von Eingangsabgaben 

. Für die Beschaffung von Flugzeugen und Zubehörteilen im 
: Ausland hat die Deutsche Lufthansa AG Eingangsabgaben 
' (Zoll und Umsatzausgleichsteuer) zu entrichten. Bei der Er- 
mittlung ihres Investitionsbedarfs ist davon ausgegangen 
j worden, daß die Deutsche Lufthansa die Mittel für diese 
fiskalischen Abgaben nicht selbst aufzubringen hat. Ihr sollen 
; daher die entsprechenden Beträge als Zuschüsse zur Verfü- 
I gung gestellt werden. 


: Nach den in der Zeit von April bis September 1959 von den 
I Zollämtern erteilten Bescheiden hat die Deutsche Lufthansa 
1 zu entrichten; 


Zoll 

Umsdtzdusgleichsteuer 

Zusammen 


1 043 572,60 DM 

1 863 599,20 DM 

2 907 171,80 DM. 
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1 

An über- und 

Haushalts- 

*] außerplan- ' 

Kap. ! betrag 

mäßigen Aus- 

Tit i 19® 

gabemittein sind 

uegrunüuiiq 

1 

zugewiesen 


1 DM 

DM 



12 03 
303 


12 03 
762 


noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


1 

I 


80 000 — 


Die Beträge sind der Deutschen Lufthansa bis zum 30. Sep- 
! lember 1959 gestundet worden. Der Betrag von 2 907 171,80 DM 
soll ihr ebenfalls als Znischuß zur Abgeltung von Eingangs- 
1 übgaben zur Verfügung gesiellt. werden. 

1 iJie Ausgabe wird durch gleichhohc zusätzliche Einnahmen 
bei Kap. 60 01 Tit. 2 und St 10 gedeckt. 


130 000,— 


Ersatzleistungen infolge von Schiffsunfällen 


Außerordentlicher Mehrbedarf aus Anlaß von zwei Schiffs- 
■ Unfällen am 3. Juni 1952 und 4. November 1954. Die Rechts- 
i streite konnten erst im Rechnungsjahr 1959 durch Vergleiche 
I beigelegt werden. 


Die Inanspruchnahme überplanmäßiger Mittel ist zwangs- 
läufig und konnte bei der Veranschlagung der Haushalts- 
mittel für das Rechnungsjahr 1959 nicht vorhergesehen 
werden. 

Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 304. 


63 841,62 


Neubau der Staustufe Offenbach 


Die Mehrausgabe ist zwangsläufig erforderlich, um eine 
vom Bundesrechnungshof festgestellte unrichtige Buchung 
(Titelverwechslung) zu berichtigen. 


(Überschreitung bei Ausgaberest) 


14 19 
600 


Einzelplan 14 — Bundesminister für Verteidigung — 



670 000 — 


Maßnahmen zur Förderung des Wiederaufbaues der deut- 
schen Flugzeugindustrie 


i Nach einer von Vertretern des Bundesministeriums für Ver- 
I teidigung und des Bundesministeriums der Finanzen mit der 
, Firma BMW AG getroffenen Vereinbarung ist der Bund ver- 
pflichtet, die von der BMW" AG aufgewandten Kosten für 
! die BMW-Studiengcsellschaft für Triebwerkbau mbH, die 
' sich mit vorbereitenden Studien für eine deutsche Fertigung 
von Flugzeugtriebwerken befaßt hat, in Höhe von 670000 DM 
, zu erstatten. 


Bei der Aufstellung des Haushaltsvoranschlags 1959 ist nicht 
1 vorhergesehen worden, daß diese Zahlung im Rechnungsjahr 
I 1959 zu leisten sein würde. 

Es besteht für den Bund eine rechtliche Verpflichtung zur 
Zahlung, so daß die Haushaltsausgabe unabweisbar ist. 

Einsparung bei Ausgaberest aus Kap. 14 19 Tit. 530. 

^ (Überschreitung bei Ausgaberest) 
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An über- und 



Haushalts- 

•) außerplan- 


Kap. 

TTt 

betrag 

1959 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 


zugewiesen 



DM 

DM 



Eiuzelplan 20 — Bundes rechnungshof — 


20 01 90 500,— ' 109 500, — ! Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte und 

I I Beihilfengrundsätze für Angestellte und Arbeiter 

I ! I Die Ausgaben für Beihilfen beruhen überwiegend auf recht- 

I I lieber Verpflichtung; sie müssen daher nach dem laufenden 

1 Bedarf geleistet werden. Der Haushaltsansatz ist nach einem 

i vorgeschriebenen Kopfsatz festgesetzt worden. Die Leistung 

I j der überplanmäßigen Ausgabe ist daher unabweisbar. 

j i Einsparung innerhalb des Einzelplans. 


Einzelplan 24 — Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes — 

Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte 
und der Beihilfengrundsätze für Angestellte und Arbeiter 

Der Haushaltsansatz wurde nach den feststehenden Kopf- 
sätzen errechnet. Er hat sich infolge unvorhergesehener Bei- 
hilfefälle als nicht ausreichend erwiesen. Da auf die Gewäh- 
rung von Beihilfen ein Rechtsanspruch besteht, sind die 
Ausgaben unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans. 


Eiuzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 

Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte 
und der Beihilfengrundsätze für Angestellte und Arbeiter 

Die Häufung der Krankheitsfälle sowie die gestiegenen 
Kosten der Heilbehandlung und Arzneien verursachen er- 
höhte Aufwendungen für Beihilfen an Bundesbedienstete. 
Die nach Kopfsätzen veranschlagten Haushaltsmittel reichen 
zur Deckung der anfallenden Ausgaben bei weitem nicht 
aus. Auf die Gewährung der Beihilfen besteht ein Rechts- 
anspruch. Die Mehrausgabe ist daher unabweisbar. 

Die Einsparung erfolgt innerhalb des Einzelplans. 

Städtebaulicher Ideenwettbewerb „Hauptstadt Berlin" 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung vom 26. Ok- 
tober 1955 die Durchführung eines gesamtdeutschen städte- 
baulichen Ideenwettbewerbs „Hauptstadt Berlin" beschlos- 
sen und für diesen Zweck im Einzelplan 25 des Bundes- 
haushalts 

im Rechnungsjahr 1955 bei Kap. 25 01 Tit. 951 100 000 DM 
und 

im Rechnungsjahr 1956 bei Kap. 25 02 Tit. 951 250 000 DM 

bereitgestellt. Der Gesamtaufwand zur Deckung aller im Zu- 
sammenhang mit diesem Wettbewerb entstehenden Kosten 
einschließlich der Dokumentation über die erzielten Ergeb- 
nisse war seinerzeit ohne Veranschlagung einzelner Aus- 



^01 I 115 600—; 80 000,— : 

~TÖ7 ! I ; 
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An über- und 



Haushalts- 

•) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit.~ 

1959 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 

’ gabengruppen auf den Betrag von 350 000 DM geschätzt 
I worden. Die in dieser Höhe im Bundeshaushalt ausgewiese- 
; nen Mittel sind dem Herrn Senator für Bau- und Woh- 
I nungswesen, Berlin, nach vorangegangener Bewilligung in 
i Teilbeträgen am 26. März 1956, 17. März 1957 und am 
I 10. Juni 1959 überwiesen worden. Im Juni 1958 wurde der 
I Wettbewerb entschieden, das angefallene Wettbewerbs- 
j material inzwischen ausgewertet und für die als Abschluß 
I der Förderungsmaßnahmen vorgesehene Dokumentation, die 
I als Planatlas erfolgen soll, aufbereitet. Die ursprünglich mit 
350 000 DM veranschlagten Gesamtkosten haben sich infolge 
der zwischenzeitlich eingetretenen Preisentwicklung als 
I nicht ausreichend erwiesen. Für die restliche Durchführung 
' und den Abschluß dieser Förderungsmaßnahmen wird noch 
ein Betrag von etwa 40 000 DM benötigt. 

: Dieser zusätzliche Mittelbedarf war nicht vorhersehbar und 
I i konnte daher auch nicht im Zeitpunkt der Aufstellung des 

j Haushaltsplans 1959 berücksichtigt werden. Im Hinblick auf 

! die Bedeutung dieses Wettbewerbs und den seinem Ab- 
I t Schluß beizumessenden Wert darf das Vorliegen eines unab- 

; weisbaren Bedürfnisses zur Leistung der hierfür noch erfor- 

1 I derlichen Ausgaben als gegeben gelten. 

I j Der Betrag wird bei Kap. 25 03 Tit. 570b eingespart. 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


26 02 
apl. 607 


26 02 
apl. 608 


*) 500 000, — Beitrag der Bundesrepublik zum Weltflüchtlingsjahr 

Nachdem sich 52 Staaten der Welt dem Aufruf der Verein- 
ten Nationen zum Weltflüchtlingsjahr angeschlossen haben 
und in Würdigung der Tatsache, daß die Bundesrepublik in 
den ersten Jahren nach dem Kriege von caritativen Organi- 
sationen der freien Welt mit umfangreichen Spenden be- 
dacht wurde, ist es unumgänglich, daß sich auch die deut- 
' sehe Regierung mit einer Geldspende beteiligt. Sie folgt da- 
1 mit dem vom Herrn Bundespräsidenten und dem Herrn 
; Bundeskanzler Unterzeichneten Aufruf. 

. Die Ausgabe war bei Aufstellung des Haushalts 1959 nicht 
I vorauszusehen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans. 

*) 1 095 000, I Mehraufwendungen des Landes Baden- Württemberg für vor- 

zeitige Kasemenräumung 

Dem Land Baden-Württemberg sind durch die vorzeitige 
Räumung der mit Flüchtlingen aus der sowjetisch besetzten 
Zone Deutschlands belegten Wilhelmsburgkaserne in Ulm 
I und Jägerhofkaserne in Ludwigsburg für Verteidigungs- 
zwecke Mehraufwendungen entstanden. Der Bund hat sich 
. verpflichtet, diese nicht voraussehbaren unabweisbaren Aus- 
' gaben pauschal abzugelten. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans. 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1959 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
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zugewiesen 
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DM 

DM 


noch Einzelpian 26 

— Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 

26 02 1 

! 2 020 000,— 

1 139 000,— 1 

Finanzierung des Internationalen Suchdienstes in Arolsen 


Das Landesarbeitsgericht Frankfurt hat der Klage von 2 An- 
gestellten des Internationalen Suchdienstes auf eine höhere 
Eingruppierung stattgegeben. Eine Revision war nicht zu- 
gelassen. Die Berechtigung auf Änderung der Eingruppie- 
rung wurde vom Tarifrechtsreferat des Bundesministers der 
Finanzen bei weiteren 45 Angestellten rückwirkend aner- 
kannt, da diese ebenfalls eine höher zu bewertende Tätig- 
keit ausüben. Es sind daher ab 1. Juli 1955 die Unter- 
schiede zwischen der bisherigen und der neuen Vergü- 
tungsgruppe nachzuzahlen. 

Die unabweisbare Ausgabe war bei Aufstellung des Haus- 
halts 1959 nicht vorauszusehen. 

! Einsparung innerhalb des Einzelplans. 


26 03 
apl. 600 


*) 65 000, — I Zuschuß an das Land Niedersachsen zum Bau einer Büro- 
baracke im Notaufnahmelager Uelzen 

j Die Bundesdienststellen im Bundesnotaufnahmelager Uelzen 
I sind so beengt untergebracht, daß die Schaffung zusätz- 
i liehen Büroraumes unabweisbar ist Da das Lager mit seinen 
Grundstücken Landeseigentum ist, kann der Bund als Bau- 
herr nicht auftreten. Das niedersächsische Ministerium für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte hat sich aber 
bereit erklärt, eine Bürobaracke zu errichten, wenn ihm vom 
Bund ein Zuschuß gewährt wird. 

Die Ausgabe war bei Aufstellung des Haushalts 1959 nicht 
vorauszusehen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans. 


Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


27 01 
107 


46 100,— 


40 000,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte und 
der Beihilfengrundsätze für Angestellte und Arbeiter 


Die Häufung der Krankheitsfälle sowie die gestiegenen Ko- 
sten der Heilbehandlung und Arzneien haben eine außer- 
gewöhnlich starke Inanspruchnahme der Beihilfemittel zur 
Folge. Der nach Kopfsätzen veranschlagte Haushaltsansatz 
reicht zur Deckung der anfallenden Ausgaben nicht aus. Auf 
die Gewährung der Beihilfe besteht ein Rechtsanspruch. 

Die Mehrausgabe ist daher unabweisbar und kann nicht bis 
zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans. 
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noch Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


27 01 8 500 000,— 

604 



! 

I 


27 01 
apl. 881 





23 000 000, — Betriebsbeihilfen zur Sicherung des Güterverkehrs mit Berlin 

Die Bundesregierung hat gemäß Kabinettsbeschluß vom 
21. Mai 1958 die auf Grund der sowjetzonalen Verordnun- 
I gen über die Erhebung von Wasserstraßenbenutzungs- 
I gebühren vom 24. April 1958 von den Schiffern der Bundes- 
: republik zu zahlenden Gebühren übernommen. Die im Rech- 
nungsjahr 1958 hierfür auf ge wendeten Kosten wurden bei 
! Kap. 12 03 Tit. apl. 714a verrechnet, da angenommen wer- 
den konnte, daß die Gebühren als Ausgleich für Schäden 
' erhoben wurden, die unter Umständen durch den Bau einer 
I Staustufe bei Geesthacht (Elbe) eintreten würden. Obwohl 
! inzwischen der Stau bei Geesthacht so weit gesenkt wurde, 

: daß keinerlei Schäden im Bereich der Sowjetzone hierdurch 
I entstehen, hat die Sowjetzone auf die Erhebung dieser Ge- 
bühren nicht verzichtet. Da somit die rechtliche Begrün- 
dung einer Schadensersatzforderung entfällt und es sich 
vielmehr um politische Maßnahmen handelt, sind die an- 
! fallenden Gebühren vom Rechnungsjahr 1959 ab aus 
i Kap. 27 01 Tit. 604 zu erstatten. 

Die Entwicklung war nicht vorauszusehen. Die Ausgaben 
sind unabweisbar und können nicht bis zum nächsten Rech- 
! nungsjahr zurückgestellt werden. 

! Einsparung innerhalb des Einzelplans. 

i 

i 

*) 18 000, ! Beschaffung eines Notstromaggregats 

! Die Haushaltsmittel werden benötigt für die Beschaffung 
und Montage eines etwa 12 kW starken Notstromaggregats 
im Bundeshaus Berlin. 

Um den Funk- und Fernschreibverkehr der im Bundeshaus 
I untergebrachten Dienststellen auch bei Ausfall der Netz- 
1 Stromversorgung sicherzustellen und aufrechtzuerhalten, ist 
I die Beschaffung des Gerätes erforderlich. Die Kosten für die 
j Beschaffung und Montage des Notstromaggregats sind von 
der Bundesbaudirektion Berlin auf etwa 18 000 DM ge- 
j schätzt. 

; Die Ausgabe ist unabweisbar und kann nicht bis zum näch- 
i sten Rechnungsjahr zurückgestellt werden; sie war nicht 
vorauszusehen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans. 


Einzelplan 29 — Bundesminister für Familien- und Jugendfragen — 

29 01 14 100, — 15 000 , — Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte und 

107 der Beihilfengrundsätze für Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung. Sie müssen daher nach dem laufenden Bedarf ge- 
leistet werden. Die Leistung der Mehrausgaben ist unab- 
weisbar und unaufschiebbar. 

, Einsparung innerhalb des Einzelplans. 
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Begründung 


Einzelplan 36 — Zivile Notstandsplanung — 

36 08 12 100 000, — 15 650, — Bewegliche und bewegbare Femmeldeeinrichtungen 

Die überplanmäßige Haushaltsausgabe war erforderlich, um 
den Teilbetrag der Kosten für die Beschaffung von zwei 
fahrbaren Netzersatzanlagen zu decken. 

Der Betrag wird bei Kap. 36 08 Tit. 951 eingespart. 


60 02 
apl. 305 


60 02 
äpL 534 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

*) 700 000, — Vergütung an die Berliner Bank AG für ihre Tätigkeit bei 

der Finanzierung von Vorsorgemaßnahmen für die Berliner 
Bevölkerung 

Der Berliner Bank AG steht auf Grund des zwischen ihr und 
der Bundesrepublik Deutschland abgeschlossenen Darlehns- 
vertrages für die Tätigkeit bei der Finanzierung von Vor- 
sorgemaßnahmen für die Berliner Bevölkerung eine monat- 
lich nachträglich zahlbare Vergütung von 0,1 v. T. auf die 
am Monatsende jeweils valutierenden Darlehnsbeträge zu. 

Diese für den Bund unabweisbare Ausgabe war bei der 
Aufstellung des Haushaltsplans 1959 nicht vorherzusehen. 
Sie ergab sich erst im Zusammenhang mit den Vorsorge- 
maßnahmen, die infolge der politischen Entwicklung in der 
Zeit nach Aufstellung des Haushaltsplans notwendig wer- 
den. Die Mittel waren daher außerplanmäßig bereitzustel- 
len. Die Voraussetzungen des Artikels 112 GG waren gege- 
ben. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans. 

*) 1 670 658,40 Übernahme eines von Frankreich dem Saarland gewährten 
Darlehens 

Zur Übernahme der Forderung Frankreichs aus Artikel 59 
Abs. 1 des Saarvertrages ist bei Kap. A 60 02 Tit. 534 im 
Rechnungsjahr 1959 ein Betrag von 64 557 300 DM veran- 
schlagt worden. Dieser Betrag stellte den Gegenwert des 
voraussichtlichen Restdarlehens von 7 588 634 561 ffrs dar, 
umgerechnet zu einem Kurs von 117,549 ffrs ^ 1 DM. In- 
folge der vorzeitigen wirtschaftlichen Rückgliederung des 
Saarlandes mit Ablauf des 5. Juli 1959 waren vom Bund 
außer dem Restdarlehen auch die Zinsen für die Zeit vom 
1. Januar bis 5. Juli 1959 in Höhe von 175 487 174 ffrs abzu- 
lösen. Die Darlehns- und Zinsforderung von zusammen 
I 7 764 121 735 ffrs ist gemäß Artikel 3 Abs. 1 der Anlage 19 
I zum Saarvertrag am 24. Juli 1959 durch Zahlung an Frank- 
I reich abgelöst worden. Die Deutsche Bundesbank hat hierzu 
I nach dem amtlichen Devisenmittelkurs vom 22. Juli 1959 
I (100 ffrs = 0,8530 DM) insgesamt 66 227 958,40 DM be- 
schafft und der Bundeshauptkasse in Rechnung gestellt. 

i 

I Die Zahlung des Mehrbetrages von 1 670 658,40 DM gegen- 
I über dem Haushaltsansatz bei Kap. A 60 02 Tit. 534 war 
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noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


bei Aufstellung des Haushalts 1959 noch nicht vorherzu- 
sehen und für den Bund unabweisbar. Die Voraussetzungen 
des Artikels 112 GG waren gegeben. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans. 


*) 2 072 000 — 


Darlehen an den Gesamtverband der landwirtschaftlichen 
Alterskassen in Kassel 

Um den landwirtschaftlichen Alterskassen die Erfüllung der 
ihnen durch das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
vom 27. Juli 1957 (BGBl. I S. 1063) übertragenen Aufgaben 
zu ermöglichen, hat sich der Bund dem Gesamtverband ge- 
genüber mit Darlehnsvertrag vom 3. Februar 1959 ver- 
pflichtet, über den auf Grund des Darlehnsvertrages vom 
25. Oktober 1957 gewährten Kreditbetrag von 70 000 000 DM 
hinaus in den Monaten Oktober 1958 bis März 1959 als 
Liquiditätshilfe ein weiteres Darlehen bis zum Gesamt- 
betrag von 50 000 000 DM zur Verfügung zu stellen. Der 
Betrag wurde im Rechnungsjahr 1958 bei Kap. 60 02 Tit. apl. 
551 bewilligt. Der Gesamtverband hat hiervon bis zum Ende 
des Rechnungsjahres 1958 einen Betrag von 47 928 000 DM 
in Anspruch genommen. Wegen der unverändert andauern- 
den finanziellen Schwierigkeiten der Landwirtschaftlichen 
Alterskassen hat sich der Bund auf Antrag des Gesamtver- 
bandes mit einer Verlängerung der Bewilligung des Bun- 
desdarlehens (§ 1 Abs. 2 des Darlehnsvertrages vom 

3. Februar 1959) über den 31. März 1959 hinaus bis zum 
30. September 1959 einverstanden erklärt. Der Bund ist 
daher vertraglich verpflichtet, im Rechnungsjahr 1959 die 
restliche Darlehnssumme von 2 072 000 DM aus Bundes- 
mitteln bereitzustellen. 


Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1959 konnte die Aus- 
gabe noch nicht vorhergesehen werden. Da die Leistung 
der Ausgabe unabweisbar ist, mußten die erforderlichen 
! Mittel wiederum außerplanmäßig bereitgestellt werden. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans. 


*) 1 500 000, — Darlehen an das Land Berlin zum Umbau eines zu Vor- 

sorgemaßnahmen für die Berliner Bevölkerung bestimmten 
Gebäudes (2. Teilbetrag) 

Für den weiteren Umbau eines zu Vorsorgemaßnahmen für 
die Berliner Bevölkerung bestimmten Gebäudes mußten 
Ausgaben in Höhe von 1 500 000 DM auf Grund vertrag- 
licher Vereinbarungen vom Bund geleistet werden. Diese 
Zahlungsverpflichtung war bei Aufstellung des Haushalts- 
plans für das Jahr 1959 nicht vorherzusehen. Sie hat sich 
im Zusammenhang mit den Vorsorgemaßnahmen ergeben, 
die sich infolge der politischen Entwicklung in der Zeit nach 
Aufstellung des Haushaltsplans als notwendig erwiesen 
haben. Die Zahlung war daher außerplanmäßig durchzu- 
führen. Die Voraussetzungen des Artikels 12 GG lagen 
dafür vor. 

i Einsparung innerhalb des Einzelplans. 
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60 02 

— 

*) 100 000 000 — 

Überbrückungsdarlehen an die Berliner Bank AG zur 

apl. 953 



Finanzierung von Vorsorgemaßnahmen für die Berliner Be- 
völkerung 




Zur weiteren Durchführung der für Berlin vorgesehenen 
Bevorratungen war es unabweisbar, daß der Bund der Ber- 
liner Bank AG für die von ihr übernommene Finanzierung 
ein Überbrückungsdarlehen bis zur Höhe von 100 000 000 DM 
zur \^erfügimg stellte. 



i 

Die Ausgabe war bei Aufstellung des Haushaltsplans 1959 
nicht vorherzusehen. Sie hat sich erst infolge der politischen 
Entwicklung in der Zeit nach Aufstellung des Flaushalts- 
plans ergeben. Die Voraussetzungen nach Artikel 112 GG 
lagen vor. 



1 

Das Darlehen soll im Laufe des Rechnungsjahres 1960 zu- 
rückgezahlt werden. 

60 04 
960* 

500 000,— 

950 000 — 

Hebung von Wracks in der Ostsee und Unschädlichmachung 
von Gasmunition 




Bei Aufstellung des Haushalts 1959 war noch nicht bekannt, 
daß die Bergung der Wracks und die Vernichtung der Mu- 
nition voraussichtlich bis März 1960 beendet werden wür- 
den. Außerdem v/aren seinerzeit die Kosten der Maßnahme 
nicht zu übersehen. Nach dem nunmehr vorgelegten Kosten- 
voranschlag des Innenministers des Landes Schleswig-Hol- 
stein werden die Gesamtkosten auf 1 450 000 DM geschätzt. 



1 

1 

i 

j 

Eine schnelle Durchführung der Bergungsarbeiten ist bei der 
Größe des Gefahrenherdes dringend notwendig. Eine Zu- 
rückstellung der Maßnahme bis zum folgenden Rechnungs- 
jahr wäre in diesem Falle nicht zu verantworten gewesen. 
Die erforderliche Mehrausgabe mußte daher überplanmäßig 
bewilligt werden. 




Einsparung innerhalb des Einzelplans. 
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